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21. Juli 2025 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Techert, 
 
wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 10. Juli 2025 und die Gelegenheit, zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie (EU) 2025/794 
geänderten Fassung hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (im 
Folgenden „Entwurf“) im Rahmen der Länder- und Verbändebeteiligung Stellung nehmen zu 
dürfen. 
 

A. Allgemeine Anmerkungen 
 
Die deutsche Textil- und Modeindustrie steht zu dem Ziel einer nachhaltigen 
Unternehmensführung und einer angemessenen Nachhaltigkeitsberichterstattung. Die 
Unternehmen sind bereits seit Jahren sehr aktiv bei der Wahrnehmung ihrer RBC- und 
Nachhaltigkeitsaktivitäten, auch in globalen Lieferketten. Sie üben unternehmerische 
Verantwortung auf vielfältige Weise aus und verbinden wirtschaftlichen Erfolg mit der 
Berücksichtigung ökologischer, sozialer und ökonomischer Aspekte.  
Beim fortdauernden Ausbau der Nachhaltigkeitsberichterstattung haben die Unternehmen 
weitreichende administrative Belastungen hingenommen – bis hin zu direkten Einbußen ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit. Es bedarf der dringenden Überarbeitung von CSRD, ESRS und weiteren 
europäischen Regulierungen, um die unverhältnismäßigen Regelungen zu beseitigen und die 
Belastungen der direkt und indirekt berichtspflichtigen Unternehmen (Trickle-down-Effekt) zu 
reduzieren. Als klein- und mittelständisch geprägter Verband ist es uns besonders wichtig, dass 
sich aus der Umsetzungspflicht der CSRD keine unverhältnismäßig hohe Last für indirekt 
betroffene Unternehmen ergibt. 
 
Die in dem RefE betonte Unterstützung der aktuell laufenden Überarbeitungen der CSRD und 
ESRS im Rahmen des Omnibusverfahren der Europäischen Kommission durch die deutsche 
Bundesregierung begrüßen wir ebenso ausdrücklich wie die in der Begründung zum Entwurf 
geäußerte Absicht, die vorgeschlagenen Vorschriften schnellstmöglich in deutsches Recht 
umzusetzen, um Rechtssicherheit für die von der Berichtspflicht betroffenen Unternehmen 
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herzustellen. Wie die Aufnahme der Verschiebung der Berichtspflicht für neu berichtspflichtige 
Unternehmen („Stop-the-clock“) ist auch die Übergangslösung, die Belastungen für 
Unternehmen der sog. 1. Welle zwischen 501 und 1000 Mitarbeitern für die Jahre 2025 und 2026 
vermeidet, positiv zu bewerten. Jedoch muss beachtet werden, dass mit einer deutschen 
Umsetzung noch im Jahr 2025 für Unternehmen der 1. Welle mit mehr als 1.000 Mitarbeitern 
zusätzlich unzählige Unternehmen in den Wertschöpfungsketten indirekt vom Gesetz erfasst 
werden („Trickle-down“-Effekt).  
 
 

B. Anmerkungen zu einzelnen Regelungen des Referentenentwurfs 
 

1. 1:1-Umsetzung der Vorgaben aus der CSRD-Richtlinie erforderlich 
 

Dies ist erforderlich, um zumindest im EU-Bereich ein „Level-playing-field“ zu gewährleisten 
und abweichende nationale Regelungsvorgaben für im europäischen Binnenmarkt aktive 
Unternehmen zu vermeiden. Ein sog. „gold plating“, d. h. die Schaffung von 
darüberhinausgehenden belastenden Regelungen darf es nicht geben. Deshalb ist es positiv zu 
bewerten, dass die im Referentenentwurf vorgenommenen Änderungen sich grundsätzlich 
darauf beschränken, die Richtlinie 1:1 umzusetzen und inhaltlich nicht darüber hinauszugehen. 
 

2. Abkehr von der „Aufstellungslösung“ 
 

Die vorgesehene Regelung in §§ 289g und 315e HGB-E, den Lagebericht bereits im European 
Single Electronic Format (ESEF) für die digitale Nachhaltigkeitsberichterstattung aufzustellen, 
ist wenig praxistauglich, verursacht einen höheren Bürokratieaufwand und Rechtsunsicherheit, 
ohne dass damit ein Mehrwert für Adressaten der Unternehmensberichterstattung verbunden 
ist. Diese Umsetzung unterscheidet sich von anderen EU-Mitgliedstaaten. Insgesamt ist in der 
EU die Offenlegungslösung vorherrschend. Eine Verschärfung der Gesetzgebung würde zu einer 
Wettbewerbsbenachteiligung deutscher Unternehmen im europäischen Vergleich führen und 
widerspricht der angestrebten EU-weiten Harmonisierung. 
Es sollte eine Abkehr von der „Aufstellungslösung“ für die digitale Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung geben, um den zeitlich ohnehin angespannten Prozess bis zur Aufstellung des 
Lageberichts nicht weiter zu belasten und ein uneinheitliches Vorgehen zur bisherigen 
„Offenlegungslösung“ für die elektronische Finanzberichterstattung zu vermeiden. Etablierte 
Prozesse zur Aufstellung des papiergebundenen Abschlusses und Lageberichts sollten durch 
das Umsetzungsgesetz unberührt bleiben.  

 
3. Flexibilisierung zur Einbeziehung der Arbeitnehmervertretungen gewährleisten  

 
Der Referentenentwurf sollte die Frage offenlassen, wie und zu welchem Zeitpunkt die 
Einbeziehung der Arbeitnehmervertretungen erfolgt, um dem selbst gesetzten Anspruch der 1:1-
Umsetzung gerecht zu werden. In § 289b Abs. 6 HGB-E (und analog § 315b Abs. 5 HGB-E) ist eine 
Unterrichtung der Arbeitnehmervertreter „bei der Erstellung des Nachhaltigkeitsberichts über 
die vorgesehenen Inhalte des Nachhaltigkeitsberichts“ vorgesehen. In Artikel 19a der 
Bilanzrichtlinie, in der durch die CSRD eingefügten Fassung, heißt es: „Die Unternehmens-
leitung unterrichtet die Arbeitnehmervertreter auf geeigneter Ebene.“ Während der 
Referentenentwurf zwingend eine vorherige inhaltliche Einbeziehung verlangt, ist die 
Bilanzrichtlinie wesentlich offener. Eine Einbeziehung, etwa des Betriebsrats, schon im 
laufenden Prozess der Berichtserstellung ist ungewöhnlich und könnte in der Praxis zu 
Verzögerungen führen, zumal es fraglich ist, ob die in der Begründung angeführte besondere 
Expertise der Arbeitnehmervertretungen für eine reine Berichterstattung einen Mehrwert bietet. 
Des Weiteren sollte dem Umstand Rechnung getragen werden, dass in Unternehmen 
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gegebenenfalls kein Betriebsrat existiert, durch die Einschiebung des Zusatzes „soweit eine 
Arbeitnehmervertretung vorhanden ist“. 

 
4. Praxistaugliche Umsetzung zum Format des Lageberichts ermöglichen  

 
Die CSRD sieht vor, dass der Nachhaltigkeitsbericht als Teil des Lageberichts künftig in einem 
digitalen Format erstellt werden soll. Hierfür soll das ESEF-Format verwendet werden, das von 
vielen börsennotierten Unternehmen bereits heute für die Erstellung ihrer Geschäftsberichte 
genutzt wird. Dieses Format erfordert, dass die einzelnen Datenpunkte im Bericht digital 
etikettiert („getaggt“) werden. Generell verursacht das Tagging bei den Unternehmen einen 
Aufwand, der in großen Konzernen nicht selten mit Kosten im sechsstelligen Bereich verbunden 
ist. Es sollte von einer gesonderten Prüfungspflicht für das ESEF-Reporting bzw. iXBRL-Tagging 
abgesehen werden: Sie ist komplex und erzeugt Rechtsunsicherheit, ohne dass sie einen 
zusätzlichen Nutzen für Investoren und die Öffentlichkeit schafft. Hochentwickelte KI-Tools sind 
auf die elektronische Kennzeichnung nicht angewiesen, da sie die veröffentlichten 
Informationen auch aus PDFs auslesen und bewerten können. 
 

5. „Trickle-down“ Effekt möglichst begrenzen 
 
Die Berichtspflichten eines Unternehmens beziehen sich nicht nur auf die eigene 
Geschäftstätigkeit, sondern umfassen in Teilen auch Informationen zu Risiken, Chancen und 
Auswirkungen in der vor- und nachgelagerten Wertschöpfungskette. Dadurch muss eine 
Vielzahl von Unternehmen, die nicht selbst berichtspflichtig sind, nachhaltigkeitsrelevante 
Informationen sammeln und bereitstellen. Der sogenannte „Trickle-down“-Effekt sollte 
beschränkt werden und die Berichtspflichten für mittelbar über die Wertschöpfungskette 
betroffene Unternehmen verhältnismäßig sein. Die Regelungen der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung großer Unternehmen sollten kleinere Unternehmen in den 
vorgelagerten Wertschöpfungsketten nicht übermäßig belasten. Die Obergrenze für die 
Wertschöpfungskette („Value-chain-cap“) sollte ausgeweitet und gestärkt werden. Zudem 
sollte klargestellt werden, dass die von den nicht berichtspflichtigen Unternehmen an 
berichtspflichtige Unternehmen zur Verfügung gestellten Daten nicht indirekt prüfungspflichtig 
werden. Äquivalent sollten in den Wertschöpfungsketten berichtspflichtiger Unternehmen laut 
ESRS Set 1 ausschließlich solche Informationen erhoben werden müssen, welche auch in dem 
freiwilligen Berichtsstandard für nicht berichtspflichtige Unternehmen (Voluntary Sustainability 
Reporting Standard, VSME) enthalten sind. Ansonsten entstehen für die berichtspflichtigen 
Unternehmen Herausforderungen, an ihre Daten zu gelangen. Bezüglich einer effektiven 
Beschränkung des „Trickle-down“-Effekts muss über die angedachten Regelungen hinaus 
sichergestellt werden, dass eine Beschränkung der Abfragen auf direkte Geschäftspartner (Tier-
1) erfolgt. Insgesamt sollte hier ein risikobasierter Ansatz gewählt werden. 
 

6. Sprache des Lageberichts 
 
Die laut RefE verlangte Sprache des (Konzern-)Lageberichts (inkl. Nachhaltigkeitsbericht) ist  

a) Deutsch, wenn das Unternehmen einen Nachhaltigkeitsbericht auf 
Unternehmensebene erstellt (vgl. § 244 HGB).  

b) wahlweise Deutsch oder Englisch, wenn das berichtende Unternehmen in den 
Konzernlagebericht (inkl. konsolidiertem Nachhaltigkeitsbericht) seines 
Mutterunternehmens einbezogen wird (vgl. § 289b Abs. 4 Nr. 2 (a)/ 315b Abs. 4 Nr. 1 (a) 
HGB-E).  

c) Deutsch, wenn der Bericht über Drittlands-Mutterunternehmen in deutscher Sprache 
erstellt wird (§ 328b Abs. 1 HGB-E). 
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Die Wahl der Sprache des Nachhaltigkeitsberichts in deutscher oder englischer Sprache sollte 
im Ermessen des Unternehmens liegen. 
 

7. Ausweitung des Prüferkreises, Berichtsstandards praktikabel ausgestalten 
 

Obwohl die europäischen Vorgaben zur CSRD eine Öffnung des Prüferkreises zulassen würden 
und diese Regelung in vielen EU-Mitgliedstaaten gilt, sieht der RefE leider erneut nur eine 
Berichtsprüfung durch den Wirtschaftsprüfer vor. Das in der CSRD-Richtlinie enthaltene 
Wahlrecht würde auch die Einbindung unabhängiger Prüfungsdienstleister ermöglichen. Wir 
halten es für erforderlich, dass deutsche Unternehmen aus allen drei von der EU vorgesehenen 
Optionen von Abschlussprüfern, Wirtschaftsprüfern und unabhängigen Erbringern von 
Prüfdienstleitern frei wählen können, wen sie mit der Prüfung ihres CSRD-Berichtes beauftragen 
möchten. 
Die künftigen Berichtsstandards ESRS sollten angemessen zum Regelungszweck und zur 
Unternehmensgröße ausgestaltet sein. Die aktuell sehr hohe Granularität der Berichtspflichten 
geht mit einem enormen Aufwand für die Unternehmen zur Erhebung der Datenpunkte einher, 
gleichzeitig bestehen jedoch Zweifel an der Aussagefähigkeit und der Relevanz. Grundsätzlich 
sollte deshalb gelten: Statt die Unternehmen mit immer mehr aufwändigen 
Berichtsanforderungen und Dokumentationen zu belasten, wäre es zielführender, diese 
Ressourcen für die Transformation in eine nachhaltigere Wirtschaft einzusetzen. Es bleiben 
nach wie vor Bedenken hinsichtlich der Wirksamkeit einiger Berichtsstandards und ihrer 
Vereinbarkeit mit rechtlichen Vorschriften (wie den Europäischen Verträgen oder der DSGVO) 
bestehen. Insbesondere die Einhaltung der Datenschutzbestimmungen bei der Erhebung 
sensibler Informationen, wie beispielsweise individuelle Gehaltsinformationen oder die Angabe 
der Anzahl der beschäftigten Personen mit Behinderungen, ist umstritten. Die sichere und 
verlässliche Datenerhebung und -bearbeitung stellt Unternehmen vor rechtliche und 
betriebspraktische Dilemmata. Zur Auflösung müssen die rechtlichen Anforderungen mit den 
Erfordernissen der Nachhaltigkeitsberichterstattung klar und kohärent in Einklang gebracht 
werden. 
 
Wir bitten Sie, unsere Vorschläge mit Blick auf das aktuelle Gesetzgebungsverfahren zur CSRD-
Umsetzung in Deutschland zu berücksichtigen und stehen Ihnen für Rückfragen gern zur 
Verfügung. 
 
Anne Göbel                                      
Leiterin Referat CSR 
Gesamtverband der deutschen  
Textil- und Modeindustrie e. V.  
Wallstraße 58/59 
10179 Berlin  
agoebel@textil-mode.de 
web | facebook | youtube | linkedin 
Lobbyregisternummer des Deutschen Bundestages: R002005 
 
Der Gesamtverband textil+mode ist der Spitzenverband der deutschen Textil- und Bekleidungs-, 
Schuh- und Lederwarenindustrie (Modeindustrie). Mit 1 400 Unternehmen, vorwiegend KMUs, 
und rund 124 000 Beschäftigten ist die Textil- und Modeindustrie Deutschlands zweitgrößte 
Konsumgüterindustrie nach der Lebensmittelindustrie. Deutsche Textil- und Modehersteller 
erwirtschaften einen Jahresumsatz von rund 34 Milliarden Euro. Deutsche Textilhersteller sind 
wichtige Zulieferer für Branchen wie Automotive oder Medizinprodukte; deutsche 
Modehersteller sind globale Trendsetzer. Insgesamt steht die deutsche Textil- und 
Modeindustrie für Innovation, Qualität und Nachhaltigkeit.  
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